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1. Auswirkungen der bolschewistischen  
Ideologie auf die rechtliche Stellung  
von sowjetischen Bürgern   
 
In den ersten zwei Jahrzehnten der Sowjetmacht 
besaßen zahlreiche Personen und sogar Berufs-
gruppen einen verminderten Rechtsstatus, den 
man in erster Linie aufgrund von klassenspezifi-
schen Merkmalen verhängte. So bestimmte der 
Artikel 65 der ersten sozialistischen Verfassung 
der Russischen Föderation vom 10. Juli 1918 den 
Kreis derjenigen, denen das Wahlrecht aberkannt 
wurde. Diese Kategorie bekam sogar ihre eigene 
Bezeichnung: “lišency”. Zum einen waren das so 
genannte "Ehemalige", d.h. Personen, die zur  
Zarenzeit eine exponierte Position bekleideten, 
die mit der neuen Ordnung nicht zu vereinbaren 
war: Mönche und Geistliche, Angestellte und  
Agenten der Polizei bzw. der Geheimpolizei 
(Ochrana) usw. Zum anderen handelte es sich um 
Personen, die Lohnarbeiter beschäftigten oder mit 
Kapital, Mieteinnahmen und anderem “Nichter-
werbseinkommen” ihren Unterhalt bestritten.1 
 
Der Status eines “lišenec” brachte vielfältige 
Nachteile mit sich, nicht nur für den Betroffenen, 
sondern auch für seine Familienangehörigen: Der 
Entzug des Wahlrechts bedeutete fast immer ei-
nen Verlust des Arbeitsplatzes; sie durften nur 
noch unqualifizierte physische Tätigkeiten für 
geringes Entgelt ausüben; der Zugang zu den 
Hoch- und Fachhochschulen wurde ihnen ver-
wehrt. Die Verhängung von individuellen Steuern 
mit erhöhten Sätzen ruinierte selbständige Exi-
stenzen.2  
……………….............................................................................. 
* Dieser Aufsatz ist im Zuge des Forschungspro-
jekts “Trudarmija. Die Rußlanddeutschen in der 
sowjetischen Arbeitsarmee und im stalinistischen 
Straflager 1941-1946” entstanden, das von der 
Volkswagen-Stiftung unterstützt wurde. 

Dr. Viktor Krieger, geb. 22.12.1959 im Gebiet 
Dschambul, Kasachstan. War nach dem Studium 
in Nowosibirsk Hochschullehrer in Dschambul. 
Promovierte über deutsche Siedler in Kasachstan 
vor 1917 an der Akademie der Wissenschaften in 
Alma-Ata.  
Dr. Krieger war einer der Ersten der jungen deut-
schen Generation in der Sowjetunion, die noch 
vor Perestrojka und Glasnost über die Geschichte 
und Gegenwartsprobleme der Russlanddeutschen 
forschten und schrieben. Seine Arbeiten wurden 
in deutsch- und russischsprachigen Presseorganen 
publiziert, die auf folgender INTERNET-Seite 
einzusehen sind:   www.viktor-krieger.de  
Seit 1991 in Deutschland, in den Jahren 1999-
2002 Mitarbeiter am Seminar für Osteuropäische 
Geschichte der Ruprecht- Karls-Universität Hei-
delberg. 
In landsmannschaftlichen Publikationen trat Dr. 
Krieger vor allem mit Beiträgen zur Geschichte 
der Deutschen in Rußland hervor, zum Beispiel 
mit „PolitischeStrafprozesse gegen Wolgadeut-
sche in den Jahren 1942-1944“ im Heimatbuch 
2001/2002, Teil II, oder “Die demographische 
Entwicklung der Deutschen in der Sowjetunion 
der Jahre 1926-1959” im Heimatbuch 2003.    
 
 
1929 stellten die lišency mit erwachsenen Famili-
enangehörigen in der Sowjetunion 3.717.000 Per-
sonen oder 4,9 % der Stimmberechtigten dar.3 Im 
Gegensatz zu den späteren sonderrechtlichen An-
ordnungen in Bezug auf bestimmte soziale und 
ethnische Gruppen ließ die sowjetische Führung 
bewusst eine öffentliche Debatte über dieses 
Thema zu: Die entsprechenden Gesetze und 
Normativakten wurden publiziert, und die Presse 
befasste sich ausgiebig mit den lišency. Erst die 
“stalinsche” Verfassung von 1936 deklarierte 
feierlich das Ende der Praxis des Stimmentzugs;  
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fortan sollte es in der Sowjetgesellschaft offiziell 
keine rechtlich benachteiligten Bevölkerungs-
gruppen oder einzelne Personen geben.  
 
Die Wirklichkeit sah jedoch anders aus. Hundert-
tausende von Bauern, die sog. Kulaken, wurden 
im Zuge der “sozialistischen Umgestaltung der 
Landwirtschaft” Ende der 1920er- und Anfang 
der 1930er Jahre enteignet und in die östlichen 
Landesteile verbannt. Die Zahl dieser Personen 
minderen Rechts - in der Behördensprache hießen 
sie “Sondersiedler”, später “Arbeitssiedler” - be-
lief sich zum 1. Januar 1932 auf 1.317.000 Men-
schen und acht Jahre später immerhin auf 
998.000. Sie durften die ihnen zugewiesenen Orte 
nicht verlassen, mussten für den Unterhalt ihrer 
Aufsichtsbehörden, den sog. Sonderkommandan-
turen des NKWD aufkommen, hatten kaum eine 
Chance auf Bildung und waren von den meisten, 
wenn auch bescheidenen sozialen Leistungen 
(Urlaub, Krankengeld, Rente etc.) ausgeschlos-
sen.4 Obwohl über die Maßnahmen gegen die 
Kulaken für Propagandazwecke ausführlich be-
richtet wurde, blieben die prekären Arbeits- und 
Lebensbedingungen in den Verbannungsorten 
sowie gesetzliche Bestimmungen in Bezug auf 
ihre Rechtsstellung vollständig im Dunkeln.  
 
Unter totaler Geheimhaltung verlief dagegen von 
Anfang an der Prozess der schleichenden Ent-
rechtung bestimmter Nationalitäten und ethni-
scher Gruppen. Der Politik der Berücksichtigung 
und Unterstützung der Belange zahlreicher nicht-
russischer Völker folgte etwa ab 1933 ein massi-
ves Zurückdrängen ihrer berechtigten Anliegen 
und eine Aushöhlung der verbrieften Autonomie-
rechte. Mit all seinen Konsequenzen führte dieser 
Paradigmawechsel zur Erklärung einiger Minder-
heiten zu “Feindnationalitäten”.5 Dem offenen 
und unterschwelligen  Vorwurf der potentiellen 
Schädlings- und Spionagetätigkeit waren in erster 
Linie “westliche” Minderheiten wie Polen, Fin-
nen, Ingermanländer, Esten, Letten, Griechen und 
andere Diasporagruppen ausgesetzt; sie fielen 
dem “Großen Terror” von 1937-38 überdurch-
schnittlich zum Opfer.  
 
Die Russlanddeutschen stellten in diesem Zu-
sammenhang bis 1941 einen Sonderfall dar. Die  
 

Wolgadeutschen genossen als Titularnation in 
ihrer autonomen Republik gewisse sprachlich-
kulturellen Rechte und berufliche Aufstiegschan-
cen. Das Ausmaß der Verfolgung in den 1930er 
Jahren erreichte in der Autonomen Sowjetischen 
Sozialistischen Republik der Wolgadeutschen 
(ASSRdWD) bei weitem nicht die Dimensionen, 
die es unter den verstreut lebenden Landsleuten in 
der Ukraine, auf der Krim oder in Sibirien zu 
verzeichnen gab. Deutlich geht das aus der Tatsa-
che hervor, dass den Aussiedlungen von Polen 
und Deutschen im Jahre 1936 aus den westlichen 
Grenzgebieten der Ukraine nach Nordkasachstan 
keine weiteren “Transfers” aus der Wolgarepu-
blik folgten.6 
 
Immerhin besaß die bolschewistische Führung 
vor dem Zweiten Weltkrieg noch gewisse Hem-
mungen, die Statusvölker - d.h. solche, die über 
ein autonomes Territorium verfügten - komplett 
zu entrechten. Auch erscheinen die damaligen 
Zwangsverschickungen gegenüber dem, was 
Deutsche und andere verbannte Völker in den 
40er Jahren erleben mussten, in relativ mildem 
Licht. So durften z.B. die Koreaner bei der Aus-
siedlung aus dem fernen Osten 1937 ihren Haus-
rat und eine begrenzte Zahl landwirtschaftlicher 
Geräte mitnehmen. Das koreanische Theater, die 
pädagogische Hochschule und die nationale Zei-
tung konnten in der kasachischen Stadt Kzyl- 
Orda ihre Tätigkeit sofort wieder aufnehmen. 
Ferner durften sie selbständige Kolchosen grün-
den, sich frei auf dem Territorium von Kasach-
stan bzw. Usbekistan bewegen, das Studium an 
den örtlichen Hochschulen aufnehmen usw.7 

 
2. Verwirklichung der "ethnischen  
Ungleichheit" der Russlanddeutschen  
im kulturellen und  
wirtschaftlichen Bereich 
 
Der ausgebrochene deutsch-sowjetische Krieg 
führte zweifelsohne zu einer Radikalisierung der 
sowjetischen Vorgehensweise in ethnischen Fra-
gen. Die Maßnahmen der Staats- und Parteifüh-
rung nach dem Beschluss über die Vertreibung 
der Deutschen richteten sich vor allem auf die 
vollständige und restlose Beseitigung jeglicher 
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Spur deutschen Lebens in der Sowjetunion.8 So-
fort nach der Bekanntgabe des Erlasses vom 28. 
August 1941 begann man mit der Auflösung der 
nationalen kulturellen Institutionen der auto- no-
men Republik. Am 30. August erschienen die 
deutschsprachigen Zeitungen mit dem eiligst 
übersetzten Erlass zum letzten Mal; im übrigen 
gedruckten Text unterließ man bereits jegliche 
Erwähnung der betroffenen Volksgruppe. Der 
Unterricht in deutscher Muttersprache wurde so-
fort verboten, alle Bildungsanstalten in den Dör-
fern, aber auch in Städten wie Marxstadt und Bal-
zer, wo die Deutschen die absolute Mehrheit 
stellten, mussten schließen. Die Auflösung traf 
auch kulturelle Einrichtungen wie z.B. das Deut-
sche Staatstheater in Engels und Bühnen in Marx-
stadt und Balzer, die Deutsche Staatliche Pädago-
gische Hochschule, das Lehrerinstitut und die 
Fachhochschulen, den staatlichen Volkschor der 
ASSRdWD, die Philharmonie mit dem Sinfonie-
orchester und den Deutschen Staatsverlag. Aufge-
löst hat man den Schriftsteller- und Komponi-
stenverband, die Vereinigung der bildenden 
Künstler und andere kulturelle Organisationen.9 
Die Literaten deutscher Abstammung wurden aus 
dem sowjetischen Schriftstellerverband sofort 
ausgeschlossen.10

 
 
Um die Erinnerung an die vormaligen Einwohner 
endgültig zu eliminieren, verfügte das Präsidium 
des Obersten Sowjets der UdSSR im Erlass vom 
19. Mai 1942 die Russifizierung der deutschen 
Ortsnamen. Einige Siedlungen hatten schon frü-
her deutsch-russische Benennungen gehabt; ab 
sofort durften nur die letzteren benutzt werden. 
Die anderen erhielten größtenteils patriotische 
sowjetrussische Toponyme: Die Stadt Balzer hieß 
nun Krasnoarmejsk, d.h. Rotarmist; eine der älte-
sten und größten wolgadeutschen Siedlung, Ma-
riental (gegründet 1766), mutierte zu Sowetskoje, 
Jost wurde nun in Oktjabrjskoje umbenannt usw. 
Wo es aus verbliebenen ideologischen Gründen 
gewisse Hemmungen gab, handelte man zurück-
haltender: Die ehemalige Hauptstadt Engels durf-
te ihren erst im Oktober 1931 verliehenen Namen 
beibehalten; von Marxstadt blieb nur die erste 
Hälfte übrig, der verräterische Zusatz -stadt muss-
te weg.11

  

Die systematische Vorgehensweise bei der Zer-
störung der nationalen Kultureinrichtungen und 
der Auslöschung der Erinnerung an die bald 175- 
jährige Geschichte der Wolgadeutschen lässt sich 
besonders deutlich am Beispiel der Museen, Ar-
chive und Bibliotheken illustrieren. Das Zentrale 
Museum der ASSR der Wolgadeutschen wurde 
1925 in Engels (damals noch Pokrowsk) gegrün-
det. Neben zahlreichen sprachwissenschaftlichen, 
ethnographischen und folkloristischen Expeditio-
nen der 1920er und 30er Jahre zur Erforschung 
und Bewahrung der geistigen und materiellen 
Kultur der Wolgadeutschen führten auch staatli-
che Einkäufe zeitgenössischer Kunst sowie 
Schenkungen zum Anwachsen der Bestände. Ne-
ben Propagandaschautafeln über die “Errungen-
schaften” der Republik in den Jahren des soziali-
stischen Aufbaus führte das Museum Ausstellun-
gen verschiedener Art durch und betrieb wissen-
schaftliche Forschungsarbeiten. Insgesamt besaß 
es 1940 um die 5.400 Exponate.12 
 
Die Schließung nach der Auflösung der Wolga-
deutschen Republik ließ nicht lange auf sich war-
ten; in seine Räume zogen andere Organisationen 
ein. Das später errichtete Engelser Heimatkun-
demuseum wurde umprofiliert, d.h. von allem 
gesäubert, was irgendeinen Bezug zu den Deut-
schen besaß. Über das Schicksal der Ausstel-
lungsstücke, Sammlungen und Magazinvorräte 
gab sein Direktor J. Struin nach Kriegsende ein 
aufschlussreiches Zeugnis ab: “...Bis 1946 lagen 
die Exponate und Wertgegenstände des Museums 
völlig durcheinander in einem Schuppen, wo vie-
le wegen der Feuchtigkeit beschädigt wurden. In 
dieser Zeit (zwischen 1941 und 1946) wechselte 
das Museum viermal seinen Aufenthaltsort, drei 
Direktoren kamen und gingen... Mit Ausnahme 
des Jahres 1938 blieben keine Inventarlisten er-
halten, keine Beschreibungen oder Erfassungskar-
teien. Aufgrund dieser Umstände gingen zahlrei-
che wertvolle Exponate kaputt, verrotteten oder 
fielen dem Diebstahl zum Opfer.”13

 
 
Die wenigen noch verbliebenen Gegenstände zur 
deutschen Thematik aus den Altbeständen wur-
den in Lagerräume verlegt, fern der öffentlichen 
Ausstellung; etwa 100 Exponate gelangten in die 
Magazine des Gebietsmuseums in Saratow. Im 
Museum der Stadt Engels erinnerte nach dem 
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Krieg nichts mehr an die Existenz des verfemten 
Volkes.  
 
Auf ähnliche Weise wurde die Zentralbibliothek 
der ASSRdWD liquidiert, die seit ihrer Gründung 
im Jahr 1918 neben der wissenschaftlichen, all-
gemeinbildenden und schöngeistigen Literatur in 
Deutsch, Russisch, Französisch und anderen   
europäischen Sprachen auch systematisch schrift-
liche Zeugnisse der Geschichte und Kultur der 
Wolgadeutschen und anderer geographischer 
Gruppen der Deutschen in Russland bzw. der 
UdSSR gesammelt hatte. Eine beträchtliche Zahl 
der über mehrere Jahre hinweg erworbenen Be-
stände wurde durch unsachgemäße Lagerung und 
gezieltes Kassieren vernichtet. Etwa 3.500 wert-
volle Publikationen, vornehmlich in westeuropäi-
schen Sprachen aus dem 16. bis 19. Jahrhundert, 
sonderte im Jahr 1943 eine Abordnung der Sara-
tower Universität für ihre wissenschaftliche Bi-
bliothek aus. Ein weiterer Teil der Sammlung, der 
keinen direkten Bezug zu den Russlanddeutschen 
hatte, wurde zur Aufstockung der Fremdspra-
chenabteilungen verschiedener Bibliotheken über 
das ganze Land verstreut. Die Bücher mit dem 
Stempel der “Zentralen Republikbibliothek der 
ASSRdWD, Engels” finden sich in den Staatsbi-
bliotheken in Moskau und St. Petersburg, in Bü-
chereien von Wolgograd, Karaganda, Nowosi-
birsk, Almaty und Dutzend anderer Städte.14

 
 
Das Schicksal der Dokumentensammlungen des 
Zentralen Staatlichen Archivs der Wolgadeut-
schen Republik gestaltete sich nicht so tragisch 
wie dies bei den anderen nationalen Institutionen 
der Fall war. 1.475 Bestände mit 320.195 Akten-
stücken, die man hier zum 1. Januar 1941 ver-
zeichnete, stellten eine unschätzbare Quelle der 
soziokulturellen, religiösen, demographischen, 
wirtschaftlichen und politischen Entwicklungen 
der deutschen Bevölkerung an der Wolga im Za-
renreich und nach dem Oktoberumsturz 1917 
dar.15 Im Laufe von wenigen Tagen sollte das 
Archiv Zehntausende Konvolute der liquidierten 
landwirtschaftlichen bzw. industriellen Betriebe, 
Behörden und Institutionen übernehmen. Zahlrei-
ches Schriftgut ging im herrschenden Durchein-
ander für immer verloren.  
 

Soweit es ersichtlich ist, betrieb man keine ge-
zielte Vernichtung der Akten. Zum einen stellten 
die Russen und Ukrainer auf dem Territorium der 
ASSRdWD etwa ein Drittel der Gesamtbevölke-
rung dar, und in der Hauptstadt Engels bildeten 
sie die absolute Mehrheit, so dass es vielfach un-
möglich war, das Schriftgut sauber nach Nationa-
litäten zu trennen. Zum anderen konnten diese 
Materialien mit Hinblick auf nachträgliche Be-
weisfindung der “verräterischen” Tätigkeit der 
Deutschen noch gebraucht werden. Zusammen 
mit der Liquidation des Archivs verfügte der 
NKWD-General Serow, der die Vertreibung der 
Deutschen organisierte, die Überführung der Un-
terlagen der Republikbehörden in das Zentrale 
Staatliche Archiv der Oktoberrevolution nach 
Moskau. Das übrige Schriftgut sollte unter die 
regionalen Archive der Gebiete Saratow und Sta-
lingrad aufgeteilt werden.16

 Die meisten Doku-
mente blieben allerdings am angestammten Ort; 
zu ihrer Aufbewahrung wurde eine Zweigstelle 
des Saratower Gebietsarchivs ins Leben gerufen.  
 
Aus nicht ganz ersichtlichen Gründen kehrten die 
Bestände der zentralen Regierungsorgane der 
ehemaligen Republik in den späteren 1940er Jah-
ren nach Engels zurück; man kann wohl anneh-
men, dass die Suche nach belastendem Material 
in Bezug auf die ehemalige Führung der 
ASSRdWD erfolglos war.17

 
 
Ungeachtet erlittener Verluste, bewahrte die 
Zweigstelle einen beachtlichen Fundus von Do-
kumenten zur Vergangenheit der Wolgadeutschen 
auf. Aber ihre Bestände blieben der Öffentlichkeit 
und Wissenschaft verschlossen; wer um den Zu-
gang zu den Archivquellen ersuchte, wurde sofort 
der antisowjetischen Gesinnung verdächtigt. Bis 
Ende der 1980er Jahre wurde die Erwähnung des 
Engelser Archivs in sowjetischen Publikationen 
untersagt; noch zu Perestrojka-Zeit fehlte in ei-
nem fundierten Nachschlagewerk jeglicher Hin-
weis auf dieses Archivs und seiner Bestände.18

 
Das fast fünfzig Jahre andauernde staatliche Ver-
bot, Geschichte und Kultur der Russlanddeut-
schen zu erforschen, beschädigte nachhaltig die 
nationale Identität dieser Minderheit.  
 
Neben der kulturellen Zerstörung hat der Sowjet-
staat seine deutschen Einwohner auch wirtschaft-
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lich ausgeplündert. Der August-Ukas leitete eine 
breite Welle der Konfiszierung von privatem, 
genossenschaftlichem und staatlichem Vermögen 
ein. Die Vertriebenen durften nur etwas Lebens-
mittel, Bettzeug und Kleidung mitnehmen; ihr 
Hausrat, Lebensmittelvorräte, Handwerkszeug, 
Hausvieh und -geflügel, das bebaute Hofland 
usw. fielen dem Staat zu. Allein in den elf südli-
chen Kantonen lag nach dem Abschub folgendes 
Vermögen der deutschen Kolchosen brach: 
908.600 ha Ackerland, 33.102 Wohnhäuser mit 
Nebenbauten, um die 120.000 Stück Rindvieh, 
mehr als 120.000 Schafe und Ziegen, um die 
20.000 Pferde und etwa 1.500 Kamele.19

 
 
Dabei ist noch nicht der Wert der Wirtschaftsge-
bäude, der öffentlichen Institutionen (Schulen, 
Krankenhäuser, Poststationen u.ä. samt ihrer 
Ausstattung) und der Kolchosen berücksichtigt, 
geschweige denn die infrastrukturellen Einrich-
tungen und Anlagen auf dem Territorium der Re-
publik, der Bestand der Maschinen-Traktoren- 
Stationen, industrielle Werke und Betriebe, städ-
tische Bauten usw., die zum größten Teil von den 
deutschen Bauern, Arbeitern und Angestellten 
errichtet wurden. 
 
Um der breit angelegten Enteignung den Schein 
einer geordneten Umsiedlungsaktion zu verlei-
hen, verabschiedete der Rat der Volkskommissare 
der UdSSR schon am 30. August 1941 eine Aus-
führungsverordnung “Über die Richtlinien für die 
Übernahme des Vermögens der Kolchosen und 
Kolchosbauern, die aufgrund einer Sonderent-
scheidung umgesiedelt werden.”20

 Diese Instruk-
tion sah für die Deutschen sogar eine Entschädi-
gung vor, die angesichts des verlassenen Besitzes 
jedoch nur als Hohn empfunden werden konnte: 
In den Ansiedlungsorten sollte das abgelieferte 
Vieh in natura ersetzt oder nach staatlichen Prei-
sen ausbezahlt werden; jeder Familienangehörige 
durfte nicht mehr als drei Doppelzentner Getrei-
dekorn bekommen. Ferner sollten sie in neue 
Häuser einziehen oder zur Errichtung eines Ei-
genheimes verbilligte Kredite bekommen. Stadt-
bewohner durften ihren Hausrat verkaufen oder 
andere Personen damit beauftragen. Die reale 
Wirtschaftslage der Kolchosen in Sibirien und 
Kasachstan, die totale Konzentration aller Res-
sourcen des Landes für die Kriegführung und die 

rapide Geldentwertung ließen diese bescheidenen 
Versprechungen größtenteils zu Makulatur  
werden.  
 
Eine riesige ethnische Umverteilungsaktion voll-
zog sich: Schon am 3. September 1941 - die Ver-
treibungen waren noch im vollen Gange - be-
schloss die Regierung der UdSSR, auf die nun 
frei zur Verfügung stehenden Wirtschaftshöfe 
44.744 russische und ukrainische Familien aus 
dem Saporoschjer, dem Kursker und anderen Ge-
bieten zu entsenden. Die Besiedlung ging schlep-
pend voran, obwohl bald zusätzliche Regierungs-
anordnungen zur Beschleunigung des Zuzugs in 
die geräumten Ortschaften folgten. Noch zu Be-
ginn des Jahres 1945 betrug die Bevölkerungs-
zahl in den ehemaligen deutschen Kantonen nur 
20 bis 35% des Vorkriegsniveaus. Ein nicht unbe-
trächtlicher Teil der verlassenen Häuser und 
Wirtschaftsgebäude fiel der Verwahrlosung zum 
Opfer, wurde während der Kriegszeit zum Heizen 
verwenden oder diente den Neuansiedlern als 
“Steinbruch” für verschiedene Bauten. Mehrere 
ländliche Orte wurden nach der Verbannung der 
Deutschen nie wieder besiedelt.21

 
 
 
3. Deutsche als Personen  
minderen Rechts 
 
Der Rechtsbruch (B. Pinkus), den die Sowjetre-
gierung mit dem Akt der Auflösung der 
ASSRdWD und den darauffolgenden Deportatio-
nen beging, wirkte sich für die Rußlanddeutschen 
nicht nur im politischen, kulturellen und wirt-
schaftlichen Bereich nachteilig aus; er führte 
vielmehr auch zu gravierenden Einschnitten in 
ihre Bürgerrechte.22

 Im Gegensatz zu seinem tota-
litären Gegenpart in Deutschland wurden in der 
Sowjetunion diskriminierende Rechtsnormen 
bezüglich ethnischer Minderheiten nicht gesetz-
lich verankert.23

 Durch diesen geschickten 
Schachzug konnten die bolschewistischen 
Machthaber die umfassende Unterdrückung der 
Russlanddeutschen und später auch anderer Völ-
kerschaften jahrzehntelang erfolgreich leugnen. 
Gleichzeitig bot dieser Umstand in einigen weni-
gen Fällen einem Deutschen die Gelegenheit, 
unter Berufung auf die offiziell geltenden Rechte 
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eines Sowjetbürgers dem bitteren Los seiner 
Landsleute zu entkommen.  
 
Das Schicksal von Prof. Andreas Dulson, der 
1900 im Kolonistendorf Preuß geboren wurde, ist 
ein seltenes Beispiel dafür. Er habilitierte 1939 in 
Moskau über wolgadeutsche Dialekte und hatte 
bis zur Zwangsumsiedlung den Lehrstuhl für 
germanische Philologie und allgemeine Sprach-
wissenschaft an der Pädagogischen Hochschule in 
Saratow inne. Laut Befehl der Institutsleitung Nr. 
134a vom 1. September 1941 wurde Dulson wie 
alle anderen deutschstämmigen Dozenten und 
Mitarbeiter der Hochschule seines Amtes entho-
ben. Kurz vor dem unfreiwilligen Verlassen der 
Stadt gelang es ihm trotz des herrschenden 
Durcheinanders, das Gros seiner Materialien zur 
wolgadeutschen Mundartforschung und Volks-
kunde dem Staatlichen Gebietsarchiv in Saratow 
zu überreichen. Er hatte buchstäblich Glück: Er 
befand sich in dem einzigen Zug mit Deportier-
ten, die die Erlaubnis erhielten, in eine Gebiets-
stadt, in diesem Falle die Universitätsstadt 
Tomsk, zu ziehen. Da er zur damaligen Zeit der 
einzige habilitierte Germanist in Sibirien war, 
bekam Andreas Dulson Anfang 1942 eine feste 
Stelle an der örtlichen pädagogischen Hochschu-
le. Im Juni 1943 sollte er ins Arbeitslager ge-
bracht werden, konnte dieses Unheil jedoch u.a. 
durch ein Gesuch an das Komitee für Hochschul-
bildung in Moskau abwenden. Vom Herbst 1943 
bis zu seinem Tod leitete er den Lehrstuhl für 
Deutsch und allgemeine Sprachwissenschaft am 
Pädagogischen Institut in Tomsk. Natürlich muss-
te er mit der deutschen Dialektologie aufhören; 
Dulson wagte einen Neuanfang und wurde durch 
seine Pionierarbeiten über Sprachen und Kulturen 
der indigenen Völker Sibiriens weltberühmt.24 
 
Die Verschleierungstaktik begann sofort nach der 
Bekanntgabe des August-Ukases: Mit welcher 
Begründung sollte z.B. den Deutschen gekündigt 
werden? Die Kolchosniki durften im sozialisti-
schen Staat keine Inlandpässe besitzen, so dass 
sie in dieser Hinsicht kein Problem darstellten. 
Schwieriger war es mit Arbeitern und Angestell-
ten: Neben dem Paß verfügte jeder städtische 
Erwerbstätige zusätzlich über ein Arbeitsbuch, 
das u.a. den Beschäftigungswechsel und seine 
Gründe fixierte. Als Anlass für eine fristlose 

Kündigung der Deutschen stand in einigen Fällen 
schlicht: “Entlassen laut Erlass des Präsidiums 
des Obersten Sowjets der UdSSR vom 28. August 
1941.”25 Die anderen enthob man ihrer Anstel-
lung ohne jeglichen Vermerk im Arbeitsbuch. 
Formalrechtlich konnte niemand beweisen, dass 
es sich dabei um einen beruflichen Rausschmiss 
mit rassistischem Hintergrund handelte, was nach 
dem damaligen sowjetischen Recht strafbar ge-
wesen wäre.  
 
Artikel 123 der gültigen Verfassung von 1936 
lautete: “Die Gleichberechtigung der Bürger der 
UdSSR auf sämtlichen Gebieten des wirtschaftli-
chen, staatlichen, kulturellen, gesellschaftlichen 
und politischen Lebens, unabhängig von ihrer 
Nationalität, ist unverbrüchliches Gesetz. Jede 
wie auch immer geartete direkte oder indirekte 
Beschränkung der Rechte oder, umgekehrt, eine 
Festlegung direkter oder indirekter Bevorzugun-
gen von Bürgern mit Rücksicht auf ihre Zugehö-
rigkeit zu einer Rasse und Nationalität ebenso 
wie jegliche Propagierung einer rassenmäßigen 
oder nationalen Exklusivität oder eines Rassen 
oder Nationalitätenhasses und der Missachtung 
einer Rasse oder einer Nationalität werden ge-
setzlich geahndet.”26 
 
In den folgenden Wochen und Monaten entstand 
aus den internen Parteibeschlüssen und NKWD-
Instruktionen ein dichtes Netz diskriminierender 
Bestimmungen. Eine maßgebliche Rolle in die-
sem Prozess spielte die bereits am 28. August 
1941 gebildete Abteilung der Sondersiedlungen 
(otdel specpereselenij - OSP), die direkt dem zen-
tralen Apparat des Volkskommissariats des Inne-
ren unterstand und sich ausschließlich mit der 
Organisation der Verbannung und Unterbringung 
der Deutschen in Sibirien und Kasachstan be-
schäftigte.27 
 
Die Staatsführung erkannte sicherlich den gravie-
renden Unterschied zwischen der Verfolgung der 
ehemaligen Kulaken aufgrund eines, wenn auch 
recht verschwommenen Klassenprinzips - dafür 
war die Abteilung für Arbeits- und Sondersied-
lungen der Hauptverwaltung für Lager GULag 
zuständig - und den jetzt einsetzenden Repressa-
lien auf einer ethnischen Grundlage. Der Chef 
(natschalnik) dieser Behörde mit dem bezeich-
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nenden Namen Iwan Iwanow, ein Major der 
Staatssicherheit, und seine acht Mitarbeiter ent-
falteten in der darauffolgenden Zeit eine rege 
Tätigkeit, um die untergeordneten Stellen im 
“richtigen” Umgang mit den nun aus der Gemein-
schaft der brüderlichen Sowjetvölker ausge- sto-
ßenen und unter die Obhut des NKWD gestellten 
Deutschen zu unterweisen. Denn sogar die hart-
gesottenen Kader in den Verbannungsgebieten 
Kasachstans und Sibiriens fühlten sich von einer 
solchen Kehrtwende der Partei- und Regierungs-
spitze gelegentlich irritiert. Aus dem Gebiet 
Dschambul in Kasachstan wurde gemeldet, dass 
es unter den angekommenen Krimdeutschen eine 
Anzahl von Leuten gab, die einen Antrag auf Än-
derung ihrer Volkszugehörigkeit stellen wollten. 
Der OSP-Chef durchschaute solche “böswilligen” 
Absichten sofort: “Anträge der Deutschen mit der 
Bitte, sie als Russen und nicht als Deutsche zu 
betrachten, sind nicht zu entscheiden, und selbst 
ihre Annahme ist abzulehnen.”28

 
 
Da fragt ein anderer Chef der Rayonabteilung für 
Innere Angelegenheiten aus Region Krasnojarsk, 
was er tun solle, wenn einige Jugendliche zur 
Fortsetzung ihres unterbrochenen Studiums in das 
Gebietszentrum ziehen wollten. Auf keinen Fall 
sei es den Deutschen erlaubt, bis Ende des Krie-
ges die Hoch- und Fachhochschulen zu besuchen, 
so die Antwort aus Moskau. Mehr noch, “diese 
Leute müssen unbedingt in den Kolchosen, Sow-
chosen und anderen Betrieben ihres Rayons zur 
Arbeit gezwungen werden.”29

 
 
Einige noch nicht auf Linie gebrachte Beamte 
meldeten eine vorübergehende Zulassung von 
Sonderklassen mit deutscher Unterrichtssprache 
für Kinder ohne ausreichende Russischkenntnisse 
oder deuteten derartige Schritte an. Prompt wur-
den sie belehrt: Keine Schulen außer in russischer 
Sprache!  
 
In mehreren Rundbriefen an die Leiter der 
NKWD-Abteilungen vor Ort hämmerte Iwanow 
ihnen ein: Sucht und entlarvt die faschistische 
Agentur unter den deutschen Sondersiedlern, 
spürt jeden Ausdruck von Unzufriedenheit auf 
und ahndet ihn mit strengen Strafen, zwingt alle 
Deutschen, unabhängig von familiären Verhält-
nissen, beruflicher Ausbildung oder fachlicher 

Qualifikation, zur Arbeit in der Kolchose bzw. 
Sowchose, überwacht ihren Verbleib in den zu-
gewiesenen Orten.30 
 
Der Beschluss des Rates des Volkskommissare 
der UdSSR und des ZK der WKP(B) vom 26. 
August 1941 “Über die Umsiedlung der Deut-
schen aus der Republik der Wolgadeutschen, der 
Gebiete Saratow und Stalingrad” und darauf fol-
gende Bestimmungen sahen die Ansiedlung der 
Deutschen ausschließlich in ländlichen Ortschaf-
ten und kleineren Rayonstädtchen vor; eine Un-
terbringung in Gebietsstädten, Industriezonen 
oder gar Republikmetropolen bzw. der Umzug 
dorthin war ihnen strengstens untersagt.  
 
Die Ausweisungen betrafen bald auch solche 
Deutsche, die in östlichen Gebieten der Sowjet-
union z.T. seit Generationen lebten und deren 
Massendeportation nicht vorgesehen war. So be-
schloss das ZK der Kommunistischen Partei Ka-
sachstans am 16. Oktober 1941 die Aussiedlung 
der Deutschen aus den Gebietszentren der Repu-
blik: “Angesichts der Kriegszeit können sie (die 
Deutschen) nicht in den Gebietsstädten, v.a. in 
der Stadt Alma-Ata leben, sondern nur in den 
Rayons, den Maschinen-Traktoren-Stationen, in 
den Kolchosen und Sowchosen. Deutsche (auch 
Kommunisten und Komsomolzen) dürfen keine 
leitenden Partei-, Sowjet- und Wirtschaftsfunk-
tionen ausüben.”31 
 
So musste Rudolf Romberg am 12. November 
1941 sein Medizinstudium abbrechen und in ei-
nen 120 km vom Gebietszentrum Kustanai 
(Nordkasachstan) entfernten Ort umziehen. Seine 
russischen und kasachischen Kommilitonen 
konnten im Mai 1942 das vorgezogene Staatsex-
amen ablegen; ihm allerdings wurde diese Mög-
lichkeit verwehrt und anstatt sich auf die Ab-
schlußprüfungen vorzubereiten, landete er bereits 
im März d.J. im Arbeitslager.32 
 
Einige Tage später begann die Erfassung, das 
Zusammentreiben und schließlich die Verban-
nung der Deutschen aus den Gebietszentren und 
Industriezonen in die ländlichen Siedlungen der 
Gebiete Molotow/Perm, Tscheljabinsk, Swerd-
lowsk und Tschkalow/Orenburg im Ural.33

 Im 
November d.J. bzw. im Januar 1942 folgten 
Zwangsaussiedlungen aus den Grenzregionen des 
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Gebiets Tschita (Ferner Osten)34
 und den Groß-

städten der Unionsrepublik Usbekistan; betroffen 
waren hier vor allem die Bewohner der Haupt-
stadt Taschkent und der Gebietszentren.35 
 

Für die nationale Intelligenz und Fachleute ver-
schiedener Berufe bedeutete das den Anfang ei-
ner verhängnisvollen Entwicklung mit verhee- 
renden Folgen, die durch die Einweisung in Ar-
beitslager ihren Höhepunkt fand. In letzter Kon-
sequenz liefen all diesen Maßnahmen auf die 
Vernichtung oder Degradierung der politischen 
und kulturellen Elite der Russlanddeutschen hin-
aus. Welche beruflichen Perspektiven, welche 
Zukunft erwarteten die 212 Ärzte, Lehrer, Schau-
spieler usw. und weitere 452 städtische Angestell-
te aus der wolgadeutschen Haupstadt Engels in 
den sibirischen Kolchosen, konkret im Rayon 
Kansk in der Region Krasnojarsk? Als Stadtbe-
wohner kamen sie fast ohne Lebensmittel und 
konnten nicht einmal auf eine, wenn auch sehr 
bescheidene Entschädigung für das in den Hei-
matorten abgelieferten Vieh oder Getreide hoffen. 
Nur wenigen von ihnen gelang es, irgendeine 
Beschäftigung im Rayonzentrum zu finden, die 
meisten standen den harten körperlichen Bauern-
tätigkeiten hilflos gegenüber und litten schon 
Mitte Dezember 1941 an Hunger.36 
 

Der Leiter des Lehrstuhls für Wehrkunde an der 
Militärakademie “Frunse”, Oberst Alexander 
Zimmerman, verlor Arbeitsstelle und Wohnort 
wegen seiner deutschen Nationalität und wurde 
zum Holzschlag im Gebiet Nowosibirsk einge-
setzt. Erst gegen Ende des Krieges erlaubte man 
ihm, eine untergeordnete Verwaltungsstelle als 
Direktor eines Forstreviers einzunehmen.37

 
 

Im Rayon Ojaschino, Gebiet Nowosibirsk, stell-
ten 574 Fachleute fast die Hälfte der 1.300 ar-
beitsfähigen Deutschen dar; u.a. befanden sich 
darunter 66 Professoren, wissenschaftliche Mitar-
beiter, Bibliothekare und Lehrer, 47 Ärzte, 22 
Ingenieure, 120 Buchhalter und Rechnungsführer. 
Professor Werner, Leiter des Lehrstuhls für Mi-
krobiologie an der Universität Saratow, musste 
nach der Verbannung einfache Arbeiten in der 
Kolchose “Gorn”, Gebiet Nowosibirsk verrichten. 
Den promovierten Frauenarzt Wilhelm schickte 
man in der Kolchose “Woroschilow” zu allge-
meinen Arbeiten. Dasselbe Los traf den ehemali-

gen Lehrstuhlinhaber des Saratower Kredit- und 
Wirtschaftsinstituts Keller.38 
 

Darüber hinaus riskierten Administratoren, die 
deutsche Fachkräfte entsprechend ihrer Qualifika-
tion einstellten, selbst ihr Amt. Bezeichnend da-
für war der Fall von Korablew, dem Vorsitzenden 
des Östlichen Organisationsbüros der Gewerk-
schaften der Arbeiter der Staatsgüter (Sowcho-
sen) mit Sitz in Nowosibirsk. Er arbeitete lange 
Zeit im Volkskommissariat für Arbeit der Wol-
gadeutschen Republik und verhalf einigen ehema-
ligen deutschen Kollegen, nach ihrer Aussiedlung 
untergeordnete Verwaltungsposten in Sowchosen 
des Gebiets Nowosibirsk zu bekommen. Das Bü-
ro des Nowosibirsker Gebietsparteikomitees be-
urteilte diese Entscheidungen in seiner Sitzung 
vom 30. Juni 1942 als “eine Begünstigung von 
feindlichen Elementen (Deutschen-Sondersied-
lern)”, schloss Korablew aus der Partei aus und 
enthob ihn seines Amtes.39 
 

Als “politischer Leichtsinn”" wurde die Ernen-
nung von vertriebenen Deutschen zu Leitern ei-
nes Rayonkrankenhauses bzw. eines Werkes für 
die Produktion von getrocknetem Gemüse in der 
Region Altai bewertet.40

 Nicht nur die Zwangs-
umgesiedelten, sondern auch langjährige Mitar-
beiter in der Verwaltung und in Industriebetrie-
ben oder Fachkräfte auf dem Land in den Gebie-
ten östlich des Urals wurden von Kündigungen 
nicht verschont. So musste der erwähnte Gewerk-
schaftsfunktionär Korablew schon früher einen 
langjährigen Mitarbeiter seiner Behörde, einen 
gewissen Martens, auf Druck des Gebietspartei-
komitees entlassen. Dabei sollte auf jeden Fall 
der Eindruck vermieden werden, dass dieser 
Schritt aufgrund der Volkszugehörigkeit des Be-
troffenen vorgenommen wurde, so die Parteifüh-
rung. Letztendlich konnte man Martens im De-
zember 1941 wegen einer angeblichen “Reorga-
nisation des Apparats” los werden.41 
 

Beschimpfungen und Beleidigungen bis hin zu 
Übergriffen der nationalen Zugehörigkeit wegen 
waren an der Tagesordnung. Berichte der Ge-
heimpolizisten in den Ansiedlungsgebieten ent-
halten unzählige Beispiele dieser Art, die entge-
gen der üblichen Vorgehensweise dieser Organi-
sation den Eindruck hinterlassen, diese Informa-
tionen würden den Federn strikt neutraler Beob-
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achtern entstammen: “Der Vorsitzende des Ray-
onvollzugskomitees sagt uns (den Deutschen): 
Ernährt euch, wovon ihr könnt, ihr seid keine 
sowjetischen Menschen,” “alle Deutschen mögen 
vor Hunger verrecken, ich werde ihnen kein Brot 
geben,” “deutsche Kinder in der Schule werden 
von den russischen Schülern als ‘Faschisten’ ter-
rorisiert,” “der Direktor des Salzwerkes verhält 
sich ihnen (den Deutschen) gegenüber grob, 
nennt sie Parasiten und beschimpft sie unflätig” 
und Ähnliches mehr.42 
 
Obwohl solche Erläuterungen, Vorkommnisse 
und Bekenntnisse eindeutig gegen die gültigen 
Bestimmungen des Grundgesetzes verstießen und 
strafrechtliche Tatbestände aufwiesen, ist in den 
Unterlagen kein einziger Fall vermerkt, dass auf-
grund derartiger Mitteilungen irgendeine Person 
zur Rechenschaft gezogen wurde.  
 
Ungeachtet der schwerwiegenden Beschuldigun-
gen, die der Erlass vom 28. August 1941 gegen 
die Deutschen erhob, durften sie formal ihre Mit-
gliedschaft in der Partei und im kommunistischen 
Jugendverband Komsomol beibehalten. Mehr 
noch, ihre Pflicht war es, sich in den Vertrei-
bungsgebieten bei den entsprechenden Stellen 
unverzüglich zu melden und weiter monatliche 
Mitgliedsbeiträge zu entrichten. Generell wurde 
diesen deutschen Genossen kein Vertrauen ge-
schenkt, und man hielt sie von jeglicher Einfluss-
nahme auf Tätigkeiten der Grundorganisationen 
fern. So versuchte Theodor Trautwein, bis August 
1941 2. Sekretär des Parteikomitees des Kantons 
Krasnojar in der Wolgadeutschen Republik, sich 
nach der Ankunft in Nordkasachstan bei der Ka-
derabteilung des Parteikomitees des Rayons Wo-
lodarskij, Gebiet Koktschetaw, zu erkundigen, ob 
eine angemessene Arbeit für die deutschen Füh-
rungskräfte vorhanden sei. Darauf erhielt er die 
ernüchternde Antwort, dass die Deutschen ein 
“unzuverlässiges” Volk seien und für die ehema-
ligen kantonalen Parteikader nur körperliche Ar-
beit in der Kolchose in Frage komme.43 
 
Dasselbe verlogene Taktieren legte die Staatsfüh-
rung auch in Bezug auf die verfassungsmäßig 
gewählten deutschen Vertreter in den Sowjets 
verschiedener Ebenen an den Tag, die ihre Man-
date noch eine Zeitlang behalten durften. Soweit 

bekannt, schützte selbst die Autorität eines Abge-
ordneten des Obersten Sowjets der UdSSR nicht 
vor der Einweisung ins Arbeitslager, wenn es sich 
dabei um einen Deutschen handelte. Einfach gro-
tesk mutete die Teilnahme von Alexander Heck-
mann oder Adolf Dehning an der Sitzung des 
Obersten Sowjets der UdSSR vom 18. Juni 1942 
an, wo man sie direkt aus dem Lager Wjatlag 
(Gebiet Kirow) resp. Iwdeljlag (Gebiet Swerd-
lowsk) für einen Tag zur Absegnung des außen-
politischen Kurses der Regierung nach Moskau 
holte.  
 
Andere wiederum verschlug es in derart entlege-
ne Orte, dass es schlicht unmöglich war, sie zu 
dieser in Eile einberufenen Tagung zu schicken. 
So erging es der ehemaligen Lehrerin und Volks-
deputierten Anna Grünemeier aus dem Kanton 
Eckheim, die in das entlegene sibirische Dorf 
Sapogowka, Autonomes Gebiet Chakassien, ver-
trieben wurde. Das geheime Telegramm über die 
bevorstehende Sitzung des Obersten Sowjets der 
UdSSR unterrichtete die Deputierten erst drei bis 
vier Tage vorher über den geplanten Termin. 
Nach zwei Tagen Reise erreichte sie mit Mühe 
die Regionalmetropole Krasnojarsk. Da es kein 
Flugzeug gab und Moskau mit dem Zug erst in 
einer Woche erreicht werden konnte, mussten sie 
und noch zwei weitere Abgeordnete ihre Teil-
nahme an der Tagung absagen.44

 Erst am 27. 
März 1944 hob das Präsidium des Obersten So-
wjets in einer geheimen Anordnung die Voll-
machten der Abgeordneten aus der ehemaligen 
Wolgadeutschen Republik formell auf.45

 
 
Am 8. September 1941 unterschrieb Stalin die 
Direktive Nr. 35105 des Volkskommissariats für 
Verteidigung, wo u.a. stand: “In den Truppentei-
len, (Militär)Akademien, Militärfach- und Hoch-
schulen und Einrichtungen der Roten Armee sind 
aus dem Mannschaftsbestand und den Komman-
deurskorps deutsche Volkszugehörige auszuson-
dern und in Bautruppen der inneren Militärbezir-
ke zu versetzen.” Nur einige Personen deutscher 
Nationalität konnten dank besonderer Fürsprache 
ihrer Vorgesetzten in den Truppenteilen belassen 
werden.46

 Das Versteckspiel nach bewährten Re-
geln wurde auch hier fortgesetzt: Offiziere entließ 
man fast ausnahmslos ohne eine ordentliche Ver-
setzung in die Reserve aus der Armee und schob 
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sie ins tiefste Hinterland ab; Frontsoldaten ver-
setzte man ebenfalls ins Hinterland zu Militär-
Bautrupps. Typisch für die damalige Situation 
war das Schicksal des erfahrenen Militärpiloten 
Oberleutnant Viktor Fuchs: Im September 1941 
wurde er ohne Angabe von Gründen aus den 
kämpfenden Einheiten abberufen und zusammen 
mit weiteren zwanzig Offizieren deutscher Ab-
stammung in die Stadt Magnitogorsk geschickt. 
Dort sollten sie zunächst beim Bau einer Eisen-
bahn mit Schaufeln in der Hand schuften. Unter-
stützt vom Militärstaatsanwalt des Wehrkreises, 
erwirkte ihr Protest einen Aufschub. Offiziere 
durften fürs Erste die Leitung von Bautrupps 
übernehmen, einem zivilen Beruf nachgehen oder 
untergeordnete Stellen im Ersatzheer bekleiden. 
Der kampferprobte Flieger Fuchs arbeitete einige 
Monate als Leiter der Bauabteilung der örtlichen 
Schule für ziviles Flugzeugwesen, bis er Anfang 
1942 seines Postens enthoben und ins Arbeitsla-
ger zwangsmobilisiert wurde.47

 
 
 
4. Einweisung ins Arbeitslager 
 
Die seit Januar 1942 praktizierte umfassende 
Aushebung von Jugendlichen, Männern und 
Frauen in die Zwangsarbeitslager, von den Polit-
offizieren in den Einsatzorten und später von den 
Behörden verschleiernd trudowaja armija bzw. 
trudarmija - Arbeitsarmee genannt, stieß die 
deutsche Minderheit endgültig aus dem Kreis der 
“gleichberechtigten” sowjetischen Völker aus. 
Offiziell wurde diese Maßnahme als “Arbeitsmo-
bilisierung” bezeichnet, obwohl der Chef der La-
gerhauptverwaltung GULag, Generalleutnant 
Nasedkin, in einer internen Vorlesung unumwun-
den zugab, dass die Zwangseinweisung der Deut-
schen in die Arbeitslager vor allem als Repression 
und Bestrafung dieser nationalen Minderheit vor-
gesehen war.48

  
 
Dabei bediente man sich eines raffinierten Tricks: 
Da es technisch unmöglich gewesen wäre, in so 
kurzer Zeit alle erwachsenen Deutschen gericht-
lich abzuurteilen, um sie ins Straflager zu über-
führen, wurde auf Anraten des NKWD eine neue 
GULag-Kategorie geschaffen: “trudmobiliso-
wanny nemez - arbeitsmobilisierter Deutscher”, 
wobei diese Zwangsarbeiter in der GULag-

Statistik keine Erwähnung fanden. Nicht von un-
gefähr notierte Nasedkin, dass diese “Mobilisier-
ten für das GULag ein neues Kontingent waren” 
und deswegen besondere “Bestimmungen für die 
Rechtsordnung der Organisation und des Arbeits-
ablaufs ausgearbeitet und herausgegeben werden” 
mussten.49

 
 
NKWD und einzelne Ministerien, in denen diese 
“Arbeitsarmisten” zum Einsatz kamen, erließen 
verschiedene Bestimmungen und Ausführungs-
verordnungen, die die Rechte der beschäftigten 
Deutschen gegenüber den Arbeitern anderer Na-
tionalitäten drastisch einschränkten.50

 Der rechtli-
che Status dieser Mobilisierten kann als eine Art 
Mischung aus Lagerhäftling, Bauarbeiter und 
Militärangehöriger gekennzeichnet werden, wo-
bei die Lagermerkmale dominierten. Das zeigte 
sich in erster Linie an der Tatsache, dass die Zu-
teilung von Lebensmitteln und Industriewaren 
nach den Versorgungsnormen für das GULag des 
NKWD erfolgte.  
 
Eine weitere Gemeinsamkeit mit dem GULag 
ergab sich daraus, dass die Arbeitskolonnen und 
Arbeitstrupps mit den eingesetzten Deutschen 
unter der Aufsicht des NKWD standen, das für 
strenge Ordnung und Disziplin zuständig war. 
Ein weiteres Indiz war, dass die mobilisierten 
Deutschen von der übrigen Belegschaft isoliert in 
Baracken untergebracht und ihrer Bewegungs-
freiheit beraubt waren. Ähnlich wie GULag- 
Häftlinge wurden sie für Schwerstarbeit und un-
qualifizierte Arbeiten eingesetzt: beim Bau von 
Eisenbahnlinien und Industriebetrieben, für die 
Öl- oder Kohleförderung oder beim Holzschlag. 
Von dieser Mobilisierung konnte praktisch keiner 
einen Aufschub oder eine Freistellung erlangen. 
Im Oktober 1942 übertrug man diese Bestim-
mungen auf Minderheiten, deren “Mutterländer” 
den Krieg mit der UdSSR führten. Sowjetische 
Bürger finnischer, ungarischer, italienischer oder 
rumänischer Abstammung, genauer gesagt Män-
ner im wehrpflichtigen Alter, mussten ebenfalls 
in den Arbeitslagern antreten.51

 
 
Die massenhafte Einberufung von deutschen 
Frauen stellte indes eine neue Stufe der bürgerli-
chen Entrechtung der Russlanddeutschen dar: Der 
Beschluß des Staatlichen Verteidigungskomitees 
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vom 7. Oktober 1942 ordnete eine umfassende 
Mobilisierung der deutschen Frauen im Alter von 
16 bis 45 Jahren an. Nur schwangere Frauen und 
Mütter von Kindern unter drei Jahren durften 
freigestellt werden.52

 
 

In der Sowjetunion gab es im Zweiten Weltkrieg 
partielle Einberufungen von jungen unverheirate-
ten Frauen oder weiblichem medizinischem Per-
sonal in die kämpfenden Einheiten; nach einigen 
Schätzungen wurden zwischen 800.000 und 1 
Mio. Frauen in die Armee mobilisiert und dort 
vor allem als Bedienstete (Krankenschwestern, 
Schreibkräfte, Wäscherinnen u.ä.) eingesetzt.53

 In 
den frontnahen Gebieten mussten Jugendliche 
und Erwachsene beiderlei Geschlechts wochen-
lang Schützengraben ausheben; auf dem Land 
kam es vor, dass Frauen auf Verordnung des ört-
lichen Partei- oder Exekutivkomitees für einige 
Monate zum Torfstechen oder zur Holzbeschaf-
fung abkommandiert wurden.  
 

Eine derart massenhafte Rekrutierung von Frauen 
durch die Sammelstellen des Volkskommissariats 
für Verteidigung, ihre Unterstellung unter die 
Militärgerichtsbarkeit und jahrelange Trennung 
von ihren Kindern und Familienangehörigen bil-
dete jedoch einen weitgehend einmaligen Vor-
gang nicht nur in der sowjetischen, sondern wohl 
in der ganzen europäischen Militärgeschichte. 
Das Ergebnis dieser im Prinzip rassistischen 
Staatspolitik waren Tausende vorzeitig verstorbe-
ne bzw. verwahrloste Kinder, erschütterte fami-
liäre Bindungen und eine extrem niedrige Gebur-
tenziffer.54

 
 

Darüber hinaus wurde im Arbeitslager jegliche 
Beziehung mit den rekrutierten Deutschen, die 
außerhalb der notwendigen beruflichen Kontakte 
stand, strikt untersagt. Diese Vorschriften ent-
sprachen im Allgemeinen dem Umgang mit Häft-
lingen. Da sie allerdings auf Vertreter einer be-
stimmten Nationalität Anwendung fanden, die 
nach formalrechtlichen Gründen nicht als Strafge-
fangene galten, trugen sie einen eindeutig rassisti-
schen Unterton.  
 

Das geht aus vielen Anweisungen und Befehlen 
hervor, die zu enge und zu freundliche Verbin-
dungen mit den deutschen Zwangsarbeitern an-
prangerten und die Delinquenten mit harten Stra-

fen belegten. Vor allem Verhältnisse mit russi-
schen Frauen unterlagen repressiven Maßnah-
men: Wegen “intimer Kontakte mit einem mobi-
lisierten Deutschen und nachlassender Wachsam-
keit” verlor die Komsomolzensekretärin einer 
Grundorganisation im Lager Iwdel, Gebiet 
Swerdlowsk, ihren Posten und wurde aus dem 
Kommunistischen Jugendverband ausgeschlos 
sen.55

 Eine Ärztin musste eine öffentliche An- 
prangerung hinnehmen, weil sie sich in ihrer 
Wohnung mit einem Zwangsarbeiter einige Male 
traf, und das “entgegen den strengen Vorschriften 
der Bauverwaltung, die dem vertragsfreien Per-
sonal Beziehungen jeglicher Art zu arbeitsmobili-
sierten Deutschen untersagen”.56

 Wegen dieses 
Disziplinverstoßes erhielt die Ärztin eine strenge 
Rüge und bekam eine Warnung, wonach eine 
Wiederholung des gleichen Vergehens eine härte-
re Strafe nach sich ziehen würde. Den betroffenen 
Trudarmisten versetzte man auf ein anderes  
Baugelände.  
 
Nicht jeder ähnlicher Fall verlief so glimpflich: 
Das einmalige Übernachten von zwei Deutschen 
bei befreundeten russischen Ärztehelferinnen 
kostete die letzteren ihren Arbeitsplatz. Auf die 
verbotene Übernachtung in einer privaten Woh-
nung, wo die beiden Zwangsarbeiter um 6 Uhr 
morgens von der Wachmannschaft überrascht 
wurden, folgte für diese eine dreimonatige Ein-
weisung zu Schwerstarbeiten in einer  
Strafbrigade.57

 
 
Der Höhepunkt der sowjetischen Heuchelei war 
das Vorhandensein der deutschen Parteiorganisa-
tionen in den Arbeitslagern. Die Parteimitglied-
schaft wurde den Mobilisierten nicht entzogen 
mit der Absicht, diese besser und effektiver diszi-
plinieren und ausnutzen zu können. Es ist heute 
schwer, eindeutig festzustellen, welche Motive 
für die Deutschen ausschlaggebend waren, in 
dieser Organisation zu verbleiben, die als Urhebe-
rin ihrer Entrechtung und Erniedrigung galt. War 
es der Glaube an die Unfehlbarkeit der Partei, 
dass diese kollektive Bestrafung irgendeine 
Rechtfertigung besaß oder einem höheren Zweck 
diente? Oder die Hoffnung, dass irgendwann die 
Zeit käme, in der sich die Deportation und  Ge-
setzlosigkeit  als Irrtum erweisen würden? Für 
viele war sicherlich die Aussicht ausschlagge-
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bend, als Parteimitglied auch “hinter Stachel-
draht” etwaige Vorrechte und Privilegien gegen-
über den parteilosen Landsleuten genießen zu 
dürfen.  
 
Für die Letztgenannten wäre es sicher eine herbe 
Überraschung gewesen, wenn sie den Inhalt der 
streng geheimen Erklärung des Stellvertreters des 
Innenministers, Kruglow, und des Leiters der 
Politabteilung des GULag, Bulanow, vom 5. 
März 1942 gekannt hätten, wo im Punkt 1 un-
missverständlich erklärt wurde: “Das Regime und 
die Unterbringungsbedingungen, die vom NKWD 
für die Arbeitskolonnen erlassen wurden, sind im 
vollen Umfang auf die Kommunisten und Kom-
somolzen zu übertragen.” Weiter ordnete das Pa-
pier die Schaffung von Grundorganisationen un-
ter der Mobilisierten an, aber getrennt von den 
entsprechenden Parteizellen der freien Beleg-
schaft in den Einsatzorten. Deutsche Parteigrup-
pen mußten von den ihnen zugewiesenen anders-
ethnischen politischen Offizieren (Russen, Juden, 
Ukrainern) geleitet werden und unter der allum-
fassenden Aufsicht der Politischen Abteilung des 
entsprechenden Lagers stehen. Sie hatten kein 
Recht, neue Parteimitglieder aufzunehmen, und 
durften nicht an der Arbeit der regulären Partei-
organisation vor Ort teilnehmen. Der einzige 
Zweck dieser national segregierten Organisatio-
nen mit stark beschnittenen Rechten bestand dar-
in, “politische und erzieherische Arbeit unter dem 
Personalbestand der Arbeitskolonnen” zu leisten 
und damit “die vorgesehenen Betriebsaufgaben 
zu erfüllen.”58

 
 
 

Schlußwort 
 
 

Nach Kriegsende lockerte die Staatsführung das 
Sonderregime: Man begann die Arbeitskolonnen 
aufzulösen und das “deutschen Sonderkontin-
gent” in die Stammbelegschaft der Betriebe bzw. 
Bauorganisationen zu überführen, wo sie sich 
während der Kriegszeit befunden hatten. Ihnen 
wurde erlaubt, soweit es die Wohnverhältnisse 
zuließen, ihre Familien zu sich zu holen oder mit 
Einverständnis der Betriebsleitung und der Son-
derkommandantur in die Orte der Pflichtansied-
lung zurückzukehren. Die Zusammenführung der 
deutschen Familien dauerte mehrere Jahre und 
konnte erst in der zweiten Hälfte der fünfziger 

Jahre im Wesentlichen abgeschlossen werden. 
Selbstverständlich geschah dies nicht aus der Ein-
sicht in die Rechtswidrigkeit der vorher getroffe-
nen Entscheidungen heraus, sondern aus purer 
Zweckmäßigkeit. Unmissverständlich kam dies 
im Erlass des Präsidiums des Obersten Sowjets 
der UdSSR vom 13. Dezember 1955 - der die 
Kommandanturaufsicht über die Deutschen auf-
hob - zum Ausdruck, wonach die Verbannten 
“nicht das Recht haben, an die Orte zurückzukeh-
ren”, aus denen sie ausgesiedelt worden waren, 
und die Aufhebung des Status eines Sondersied-
lers nicht “die Rückgabe des Vermögens, das bei 
der Verschickung konfisziert worden ist” nach 
sich ziehe.59 Die “beglückten” Deutschen muss-
ten schriftlich auf die Rückkehr und ihr Vermö-
gen verzichten.  
 
Bei aller Wichtigkeit dieser und ähnlicher Erlasse 
und Anordnungen kann für die Betroffenen von 
einer vollständigen Wiederherstellung ihrer Rech-
te keine Rede sein. Nur weil die Beschränkungen 
der Rechte dieses Personenkreises für “nicht not-
wendig” erachtet wurden, fand eine Art regie-
rungsamtlicher Begnadigung statt. An der Rich-
tigkeit der Vertreibung und der darauf folgenden 
schwerwiegenden Diskriminierungen während 
des Krieges und später bestand aus der Sicht von 
Stalins “Erben” kein Zweifel. Die Enteignungs-
maßnahmen im Zuge der Kollektivierung der 
Landwirtschaft, der Deportationen und Verban-
nungen der 30er bis 40er Jahren, die Auflösung 
der Wolgadeutschen Republik, Einweisungen in 
Zwangsarbeitslager und ähnliche Unrechtstaten 
konnten weder juristisch angefochten werden 
noch zu einer Schadenersatzklage führen. Zu-
sammenfassend lässt sich feststellen, dass die 
deutsche Minderheit ein für allemal aus dem poli-
tischen und kulturellen Leben der UdSSR ausge-
schlossen werden sollte. Nach Osten abgeschoben 
und unter das Sonderregime des NKWD gestellt, 
mussten sie in der Zukunft vornehmlich auf Bau-
stellen, in Gruben und auf dem Land schwere 
körperliche Arbeit verrichten und durften keine 
intellektuelle Berufe ausüben oder verantwortli-
che Positionen bekleiden.  
 
Im Gegensatz zu anderen Nationalitäten verord-
nete die Staatsführung die ausnahmslose 
Zwangseinweisung deutscher Männer, Frauen 
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und Jugendlicher ins Arbeitslager. Man ließ die 
Soldaten und Offiziere deutscher Herkunft aus 
den militärischen Einheiten aussondern und 
schickte sie ebenfalls ins Arbeitslager. Offizielle 
germanophobe Propaganda schürte den nationa-
len Hass; persönliche Beleidigungen und Be-
schimpfungen aufgrund der nationalen Zugehö-
rigkeit blieben unbestraft. Das Schicksal der 
Russlanddeutschen zeigt eindeutig, daß das totali-
täre Regime sowjetischer Prägung imstande war, 
ungeachtet der internationalistischen Bekenntnis-
se und Klassenkampfrhetorik rassistische Unter-
drückungsmaßnahmen zu ergreifen.  
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